
Stadt Geilenkirchen 
 

26.06.2018 

 

 

Einladung 
 

zur 34. Sitzung des Rates der Stadt Geilenkirchen am 
 

Mittwoch, dem 04.07.2018, 18:00 Uhr 
 

im Großen Sitzungssaal, Markt 9, 52511 Geilenkirchen 
 
 
 
Tagesordnung 
 

I. Öffentlicher Teil 

 
 1.   Mitteilungen des Bürgermeisters 
  
 2.   Beschluss über den Gleichstellungsplan der Stadt Geilenkirchen 

Vorlage: 1305/2018 
  
 3.   Anregungen und Beschwerden nach § 24 GO NRW; Ablehnung des Ausbaus der 

Straße "Hinter den Höfen" 
Vorlage: 1246/2018 

  
 4.   Zuleitung des Jahresabschlusses 2017 an den Rat und Weiterleitung zur Prüfung an 

den Rechnungsprüfungsausschuss 
Vorlage: 1249/2018 

  
 5.   Genehmigung von über- bzw. außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 

gem. § 83 Abs. 2 GO NRW 
Vorlage: 1303/2018 

  
 6.   Bekanntgabe von über- bzw. außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 

gem. § 83 Abs. 2 GO NRW 
Vorlage: 1304/2018 

  
 7.   Festsetzung und Erhebung von Straßenbaubeiträgen für die Erneuerung und Ver-

besserung der Fahrbahn der Erschließungsanlage "Kogenbroich von der Einmün-
dung der L 42 bis zum Ortsausgang Richtung Müllendorf" 
Vorlage: 1269/2018 

  
 8.   Parkzeitregelung im Parkhaus hinter dem Rathaus 

Vorlage: 1271/2018 
  
 9.   73. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Geilenkirchen: Fläche im Bereich 

nordöstlich des Flussviertels, südöstlich der Nikolaus-Becker-Straße/L 364 und west-
lich des Limitenweges: Erweiterung des Golfplatzes Loherhof - Verabschiedung des 
Entwurfs der 73. Flächennutzungsplanänderung zur erneuten Offenlage gemäß § 4 a 
Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
Vorlage: 1264/2018 



   

 10.   Antrag der Stadtratsfraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bürgerliste Geilenkirchen 
und Für Geilenkirchen zur Erarbeitung eines Konzeptes "naturnahe und nachhaltige 
Stadtentwicklung als Erfolgskonzept", Natur- und Kultur-Erlebnispfad Geilenkirchen 
Vorlage: 1290/2018 

  
 11.   Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 42 der Stadt Geilenkir-

chen (Gewerbegebiet Fürthenrode) hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen 
und der teilweisen Bebauung einer als Parkplatz festgesetzten Fläche 
Vorlage: 1270/2018 

  
 12.   Beratung und Verabschiedung einer Stellungnahme zur Änderung des Landesent-

wicklungsplans 
Vorlage: 1261/2018 

  
 13.   Kanal- und Straßenbaumaßnahmen im westlichen Teil der Fliegerhorstsiedlung, Be-

richt über die Einwohnerversamlung am 06.06.2018 
Vorlage: 1297/2018 

  
 14.   Anfragen nach § 17 der Geschäftsordnung der Stadt Geilenkirchen 
  
 15.   Fragestunde für Einwohner 
  
 

II. Nichtöffentlicher Teil 

 
 16.   Grundstücksangelegenheiten 
  
 16.1.   Verkauf des Eckhauses Bauchemer Gracht 43 und Flurstraße 1 

Vorlage: 1259/2018 
  
 16.2.   Verkauf von Waldstücken in Geilenkirchen-Hochheid 

Vorlage: 1260/2018 
  
 16.3.   Veräußerung des ehem. Spielplatzgrundstückes an der Graf Goltstein Straße 

Vorlage: 1263/2018 
  
 16.4.   Verkauf einer Grundstücksteilfläche an Gut Tichelen 

Vorlage: 1266/2018 
  
 16.5.   Verkauf eines städtischen Grundstückes im Bereich Geilenkirchen Bauchem, Wallo-

niestraße 
Vorlage: 1285/2018 

  
 16.6.   Gewerbeflächenveräußerung im Gewerbegebiet Niederheid 

Vorlage: 1287/2018 
  
 16.7.   Löschung einer Rückauflassungsvormerkung 

Vorlage: 1278/2018 
  
 17.   Auftragsvergaben 
  
 17.1.   Vergabe des Auftrages zur Pflege der öffentlichen Grünflächen 2018 

Vorlage: 1306/2018 



   

  
 17.2.   Beratung und Beschlussvorschlag über den Austausch von weiteren 61 konventio-

nellen Straßenleuchten durch LED-Leuchten / energetische Sanierung (II. BA. 2018, 
Phase VI) 
Vorlage: 1255/2018 

  
 17.3.   Vergabe des Auftrages über die Sanierung der Blitzschutzanlage in der städtischen 

Realschule 
Vorlage: 1272/2018 

  
 17.4.   Auftragsvergabe von Ingenieurleistungen für die Erstellung eines kommunalen Wirt-

schaftswegekonzeptes der Stadt Geilenkirchen 
Vorlage: 1273/2018 

  
 17.5.   Vergabe der Ingenieurleistungen zur Planung und Bauleitung für die Kanal- und 

Straßenerneuerung der Maarstraße im Stadtteil Lindern 
Vorlage: 1275/2018 

  
 18.   Anfragen nach § 17 der Geschäftsordnung der Stadt Geilenkirchen 
  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Georg Schmitz 
Bürgermeister 
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Hauptamt 
20.06.2018 
1305/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Beschluss über den Gleichstellungsplan der Stadt Geilenkirchen 
 
Sachverhalt: 
 
Nach der Novellierung des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz LGG) hat die Stadt Geilenkirchen nunmehr 
einen Gleichstellungsplan zu erstellen, der die Fortschreibung des 3. Frauenförderplans der 
Stadt darstellt. Der neue Gleichstellungsplan ist ein wesentliches Steuerungsinstrument im 
Bereich der Personalplanung und wichtiger Teil der Personalentwicklung (das Personalent-
wicklungskonzept wird der Einladung nachrichtlich beigefügt). 
 
Der Gleichstellungsplan der Stadt Geilenkirchen für die Jahre 2018 bis 2020 wird neben einer 
Bestandsaufnahme und – analyse, eine Prognose über die zu erwartenden Stellenverände-
rungen geben sowie Zielvorgaben festschreiben und konkrete Maßnahmen zur Förderung von 
Frauen für Bereiche benennen, in denen sie unterrepräsentiert sind. Ein Exemplar des Gleich-
stellungsplanes der Stadt Geilenkirchen ist der Einladung als Anlage beigefügt. 
 
Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens hat der Personalrat dem Gleichstellungsplan zuge-
stimmt. Zudem ist der Gleichstellungsplan nach § 5 Abs. 4 LGG „in Gemeinden und Gemein-
deverbänden […] durch die Vertretung der kommunalen Körperschaft zu beschließen.“ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gleichstellungsplan der Stadt Geilenkirchen wird für die Jahre 2018 bis 2020 in der vorlie-
genden Form beschlossen.  
 
  
 

(Hauptamt, Frau Beckers-Offermanns, 02451 - 629 108) 
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Dez II 
18.05.2018 
1246/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 13.06.2018 
Umwelt- und Bauausschuss Entscheidung 04.09.2018 

 
 
Anregungen und Beschwerden nach § 24 GO NRW; Ablehnung des Ausbaus der Straße "Hinter 
den Höfen" 
 
Sachverhalt: 
 
Mit dem als Anlage beigefügten Schreiben vom 13.04.2018, dem eine Unterschriftenliste mit 
19 Unterschriften beigefügt ist, stellen verschiedene Eigentümer von Grundstücken an der 
Straßen Hinter den Höfen (im Bereich außerhalb des Bebauungsplangebietes Nr. 93) u. a. den  
Antrag, den Ausbau der Straße Hinter den Höfen aus der Planung für 2021 heraus zu nehmen 
und bis auf weiteres zu verschieben. 
 
Der Antrag ist  als Anregung nach § 24 der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) in Verbindung 
mit § 8 der städtischen Hauptsatzung zu behandeln. Gemäß § 8 Abs. 4 ist der Haupt- und Fi-
nanzausschuss (HFA) für die Erledigung der Anregungen zuständig. Nach § 8 Abs. 5 prüft der 
HFA diese inhaltlich und überweist sie an die zur Entscheidung berechtigte Stelle. Bei der 
Überweisung kann er Empfehlungen aussprechen, an die die zur Entscheidung berechtigte 
Stelle nicht gebunden ist. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Bereits in der Sitzung des HFA am 29.11.2017 und in der Sitzung des Umwelt- und Bauaus-
schusses am 30.01.2018 (Vorlage 1088/2017) haben sich die Gremien mit einem ähnlichen 
Antrag (Antrag auf Teilausbau der Straße Hinter den Höfen) nach § 24 GO NRW befasst und 
beschlossen, den Ausbau der Erschließungsanlage „Hinter den Höfen“ wie geplant, im Investi-
tionsprogramm für 2021 vorzusehen. 
 
Die als Anlage beigefügte Petition enthält neben den seitens der Anlieger vor Um-bzw. Aus-
baumaßnahmen üblicherweise geltend gemachten Gründen gegen einen entsprechenden 
Ausbau und gegenüber dem Vortrag der Petenten der vorgenannten Petition, neue Sachvor-
träge.  
U. a. werden Fragen bezüglich eines aus der Sicht der Petenten noch fehlenden Rückhaltebe-
ckens, bezüglich eines möglicherweise neuen Abwasserbeseitigungskonzeptes und zur evtl. 
Vorfinanzierung von Anliegerbeiträgen für landwirtschaftlich genutzte Grundstücke aufgewor-
fen.  
Bezüglich des in Rede stehenden Rückhaltebeckens ist klarzustellen, dass es zur Nieder-
schlagswasserentsorgung des Baugebietes und zur Entwässerung der Straße Hinter den Höfen 
keines Rückhaltebeckens bedarf, da das Oberflächenwasser im Falle eines möglichen Starkre-
genereignisses zulässigerweise in den Teverener Bach/Rodebach abgeschlagen/eingeleitet 
werden kann.  
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Ursprünglich sollte zur Entwässerung des Baugebietes tatsächlich ein Rückhaltebecken gebaut 
werden. Seit dem Planfeststellungsbeschluss über die Hochwasserrückhaltebecken im Verlauf 
des Teverener Baches/Rodebaches war ein solches Rückhaltebecken jedoch entbehrlich, da 
die anfallenden Wassermengen bei der Berechnung der Beckenvolumen der Hochwasser-
rückhaltebecken berücksichtigt waren. 
Ebenfalls ist klarzustellen, dass ein neues Abwasserbeseitigungskonzept entgegen der Auffas-
sung der Petenten bei einem Ausbau der Straße aus dem o. g. Grund nicht erforderlich ist.  
 
Zur Vorfinanzierung bzw. Stundung von Erschließungsbeiträgen enthält § 135 Abs. 4 des Bau-
gesetzbuches (BauGB) eine Regelung, nach der der Beitrag für u. a. landwirtschaftlich genutz-
te Grundstücke so lange zinslos zu stunden ist, wie das Grundstück zur Erhaltung der Wirt-
schaftlichkeit des landwirtschaftlichen Betriebs genutzt werden muss.  
Ob die Voraussetzungen bei einem Grundstück vorliegen, ist auf Grundlage dieser Bestim-
mung für jedes Grundstück separat im Wege einer Bewertung der Wirtschaftlichkeit des je-
weiligen landwirtschaftlichen Betriebes gegebenenfalls unter Beteiligung der Landwirtschafts-
kammer zu beurteilen.  
 
Die vorgenannte Stundungsregelung betrifft die Fälligkeit und Zahlung des Beitrages und so-
mit die persönlichen Verhältnisse des Einzelnen sowie den Zeitpunkt nach Durchführung der 
Ausbaumaßnahme.  
Überlegungen bzw. Entscheidungen zum „Ob und Wann“ eines Ausbaus sollten daher nicht 
aufgrund derzeit noch unbestimmter subjektiver Verhältnisse Einzelner, sondern aufgrund 
objektiver Kriterien getroffen werden.  
 
Da in der Zeit zwischen dem bereits erfolgten Beschluss und der jetzigen Petition keine Ände-
rung der Sach- und Rechtslage eingetreten ist, sollte es nach Auffassung der Verwaltung bei 
dem Beschluss bleiben, den Ausbau der Erschließungsanlage „Hinter den Höfen“ wie geplant, 
im Investitionsprogramm für 2021 vorzusehen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss überweist die Angelegenheit in den Umwelt- und Bauausschuss und empfiehlt, 
den Ausbau der Erschließungsanlage „Hinter den Höfen“ wie geplant, im Investitionspro-
gramm für 2021 vorzusehen. 
 
 
Anlage/n:  
Interessengemeinschaft Hinter den Höfen 

(Dez II, Herr Scholz, 02451 - 629 228) 



1 

Verwaltung 
21.06.2018 
1246/2018 

Beiblatt zur Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Anregungen und Beschwerden nach § 24 GO NRW; Ablehnung des Ausbaus der Straße "Hinter 
den Höfen" 
 
Sachverhalt: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 13.06.2018 beschlossen, die Ange-
legenheit an den Rat als entscheidungsberechtigtes Gremium zu überwiesen. Der Ausschuss 
empfiehlt dem Rat, die Anregung nach § 24 GO NRW abzulehnen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Geilenkirchen lehnt die Anregung nach § 24 GO NRW ab.  
Der Ausbau der Erschließungsanlage „Hinter den Höfen“ wird, wie geplant, im Investitionspro-
gramm für 2021 vorgesehen. 
 
 

 (Hauptamt, Herr Hilgers, 02451 - 629 109) 
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Kämmerei 
19.06.2018 
1249/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Zuleitung des Jahresabschlusses 2017 an den Rat und Weiterleitung zur Prüfung an den 
Rechnungsprüfungsausschuss 
 
Sachverhalt: 
 
Im Haushaltsjahr 2017 wurde erstmals seit Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmana-
gements ein ordentlicher Überschuss in Höhe von 97.289,34 € erwirtschaftet. Der ursprüngli-
che Ansatz für das Haushaltsjahr 2017 sah einen Fehlbetrag von 2.842.887,00 € vor. Der nun 
erwirtschaftete Überschuss entspricht einer Verbesserung des Ergebnisses um 2.940.176,34 € 
gegenüber dem Planansatz. Die Verbesserung ist im Wesentlichen auf gestiegene Gewerbe-
steuererträge zurückzuführen.  
 
Der Überschuss soll der Ausgleichsrücklage zugeführt werden.  
 
In der Finanzrechnung schließt das Haushaltsjahr 2017 mit einem Finanzmittelüberschuss in 
Höhe von 542.464,68 € ab. Auch dies ist eine deutliche Verbesserung um 1.272.407,68 € ge-
genüber der Planung, die noch einen Finanzmittelfehlbetrag von -729.943,00 € vorsah.  
Aufgrund der guten Liquiditätslage mussten im Haushaltsjahr keine Investitionskredite aufge-
nommen werden.  
 
Die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen betragen unter Berücksichtigung der 
planmäßig erfolgten Tilgungen zum 31.12.2017 nun 23.335.148,84 € (31.12.2016: 
25.025.271,59 €). Dies entspricht einer Entschuldung um 1.690.122,75 €. Die Verbindlichkei-
ten aus Krediten zur Liquiditätssicherung betragen zum 31.12.2017 0,00 € (31.12.2016: 0,00 
€). Die nicht in Anspruch genommene Kreditermächtigung 2017 in Höhe von 1.791.344,00 € 
wird in das Haushaltsjahr 2018 übertragen. 
 
Der Entwurf des Jahresabschlusses 2017 wird den Stadtverordneten in der Sitzung ausgehän-
digt. Sodann soll der Jahresabschluss an den Rechnungsprüfungsausschuss zur Prüfung wei-
tergeleitet werden.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat leitet den Entwurf des Jahresabschlusses 2017 zur Prüfung an den Rechnungsprü-
fungsausschuss weiter.   
 
 
  
 

(Kämmerei, Herr Goertz, 02451 - 629 113) 
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Kämmerei 
18.06.2018 
1303/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Genehmigung von über- bzw. außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen gem. § 83 
Abs. 2 GO NRW 
 
Sachverhalt: 
 
  
Im laufenden Haushaltsjahr ist  die nachstehende über- bzw. außerplanmäßige Leistung er-
forderlich. Diese ist vom Rat zu genehmigen (§ 83 Abs. 2 GO NRW). 
 
 
Produkt, Sachkonto, 
Maßnahme 

Bezeichnung, Begründung und Deckungs-
vorschlag 

Ansatz 2018 außerplanmäßig (a) 
überplanmäßig (ü) 

Aufwand Auszahlung 

 
 
13.555.01 
 
 
529100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Wald-, Forst- und Landwirtschaft 
 
 
Aufwendungen für sonstige Dienstleistun-
gen 
 
Ingenieurleistungen für die Erstellung eines 
kommunalen Wirtschaftswegekonzeptes 
der Stadt Geilenkirchen 
 
Im Zusammenhang mit der Erstellung 
eines umfassenden Wirtschaftswegekon-
zeptes für die Stadt Geilenkirchen ist die 
Vergabe eines Dienstleistungsauftrages 
erforderlich. 
Hinsichtlich der Notwendigkeit und Einzel-
heiten wird auf die Vorlage Nr. 1273/2018 
verwiesen, die dem Rat der Stadt zur 
Entscheidung im nichtöffentlichen Teil 
vorliegt. 
 
Für die Einbindung des betreffenden 
Dienstleisters sind zur Abdeckung der 
Grund-Auftragssumme und zur Leistung 
ggf. zusätzlich anfallender Nebenkosten 
die nachstehenden außerplanmäßigen 
Mittel einzustellen. 
 
Deckung 
 
Die Deckung der außerplanmäßigen 
Leistung erfolgt durch Minderaufwendun-
gen und –auszahlungen 
bei Produkt 09.511.01.0/Sachkonto 
529100 (Aufwendungen für sonstige 
Dienstleistungen für das städtebauliche 
Entwicklungskonzept Fliegerhorstsiedlung) 
und Produkt 09.511.02.0/Sachkonto 
529100 (Kosten für städtebauliche Pla-
nung) in Höhe von 20.000,00 € bzw. 
30.000,00 €. 

 
 
 
 
 

0,00 € 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

50.000,00 (a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

X 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

X 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat genehmigt den außerplanmäßigen Aufwand bzw. die außerplanmäßige Auszahlung. 
  
 
 
  
 

(Kämmerei, Herr Reyans, 02451 - 629 112) 
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Kämmerei 
18.06.2018 
1304/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rat der Stadt Geilenkirchen Kenntnisnahme 04.07.2018 
 
 
Bekanntgabe von über- bzw. außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen gem. § 83 
Abs. 2 GO NRW 
 
Sachverhalt: 
 
Im laufenden Haushaltsjahr ist die nachstehende außerplanmäßige Leistung erforderlich. Die-
se ist dem Rat zur Kenntnis zu bringen (§ 83 Abs. 2 GO NRW). 
 
 
Produkt, Sachkonto, 
Maßnahme 

Bezeichnung, Begründung und Deckungs-
vorschlag 

Ansatz 2018 außerplanmäßig (a) 
überplanmäßig (ü) 

Aufwand Auszahlung 

 
 
02.126.01.0 
 
 
 
091100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Feuer-, Brand-, Katastophen- und Zivil-
schutz 
 
 
Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 
 
Erweiterung des Feuerwehrgerätehauses in 
Nirm 
 
Das Feuerwehrgerätehaus im Stadtteil 
Nirm wurde in den Jahren 2012 und 2013 
baulich erweitert. 
 
Der Erweiterungsbau ist zwecks Übernah-
me in das Liegenschaftskataster eingemes-
sen worden. Die Kosten für die Gebäude-
einmessung  sind im Finanzplan 2018 nicht 
veranschlagt und daher außerplanmäßig 
bereit zu stellen. 
 
Deckung 
Die Deckung  der Auszahlung erfolgt aus 
Produkt 03.218.01.0/Sachkonto  091100 
(Auszahlungen für Hochbaumaßnahmen 
für das Projekt KlimaBildungsZentrum 
Geilenkirchen) 
 
 

 
 
 
 
 
 

0,00 € 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

572,00 (a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

X 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat nimmt die außerplanmäßige Auszahlung zur Kenntnis. 
  
 
 
  
 

(Kämmerei, Herr Reyans, 02451 - 629 112) 
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Bauverwaltungs- und Tiefbauamt 
28.05.2018 
1269/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung 13.06.2018 
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 

 
Festsetzung und Erhebung von Straßenbaubeiträgen für die Erneuerung und Verbesserung der 
Fahrbahn der Erschließungsanlage "Kogenbroich von der Einmündung der L 42 bis zum 
Ortsausgang Richtung Müllendorf" 
 
Sachverhalt: 
 
Die Fahrbahn der Erschließungsanlage „Kogenbroich von der L 42 bis zum Ortsausgang Richtung 
Müllendorf“ wurde im Jahr 2017 erneuert und verbessert. Es wurde ein vollständig neuer, trag-
fähiger und frostsicherer Unterbau der Fahrbahn erstellt. Entlang des beibehaltenden Bordstei-
nes wurde eine neue 2-zeilige Rinne hergestellt. Die Fahrbahn erhielt, wie auch vorher vor-
handen, eine neue Schwarzdecke.  

Durch die erfolgte Straßenbaumaßnahme wurde eine den heutigen Anforderungen an die Ver-
kehrssicherheit entsprechende, wieder auf Jahrzehnte hinaus intakte Fahrbahndecke geschaffen 
und hierdurch die Erschließungs- und Wohnsituation der angrenzenden Grundstücke erheblich 
verbessert. Da den Grundstückseigentümern durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser 
erneuerten und verbesserten Verkehrsanlage wirtschaftliche Vorteile geboten werden, sind zum 
Ersatz des der Stadt entstandenen Herstellungsaufwandes für die Fahrbahn Straßenbaubeiträge 
nach § 8 KAG zu erheben.  
Der Anteil der Beitragspflichtigen am entstandenen Herstellungsaufwand richtet sich nach dem 
geltenden Ortsrecht. 
Bei der o. g. Erschließungsanlage handelt es sich um eine Haupterschließungsstraße. Der Anteil 
der Beitragspflichtigen beträgt daher für die Fahrbahn 30 % des der Stadt entstandenen bei-
tragsfähigen Aufwandes.  
Der von den Anliegern zu tragende Herstellungsaufwand ist nach § 4 der Satzung über die Erhe-
bung von Beiträgen nach § 8 des Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen 
in der Stadt Geilenkirchen auf die durch die jeweilige Anlage erschlossenen Grundstücke nach 
der Grundstücksfläche zu verteilen. 
Anrechenbar ist hierbei grundsätzlich eine Fläche bis zu einer Tiefe von 40 Metern, es sei denn, 
dass eine größere Tiefe baulich oder gewerblich genutzt wird oder genutzt werden darf. Grund-
stücke in Bebauungsplangebieten werden mit der Fläche in die Abrechnung einbezogen, auf die 
der Bebauungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht. 
Die sich ergebende Fläche wird hiernach entsprechend ihrer baulichen Ausnutzbarkeit mit 
einem Prozentsatz bewertet. Dieser beträgt bei bis zu zweigeschossiger Bebauung bzw. Be-
baubarkeit 100 %.  
 
Die Summe der anrechenbaren und entsprechend ihrer baulichen Ausnutzbarkeit bzw. Nutzung 
bewerteten Grundstücksflächen ist die Abrechnungsfläche. Sie beträgt im vorliegenden Fall 
14.253 m². 
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Zusammenstellung des Aufwandes und Berechnung des Beitragssatzes 
 
Teileinrichtung beitragsfähiger Anliegeranteil umlagefähiger
 Aufwand  Aufwand 
 
Herstellung der Fahrbahn 143.287,79 € 30 % 42.986,34 € 
 
Summen: 143.287,79 €  42.986,34 €  
 
 
Es ergibt sich somit ein Beitragssatz in Höhe von 
 
42.986,34 € : 14.253 m² = 3,015950 €/m² Abrechnungsfläche.* 
 
 
* Die Abrechnung ist durch das Rechnungsprüfungsamt noch nicht abschließend geprüft. Daher können sich bis zur Ratssit-
zung am 04.07.2018 noch geringfügige Änderungen ergeben. 
  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Zum Ersatz des Aufwandes für die Erneuerung und Verbesserung der Fahrbahn der Erschlie-
ßungsanlage „Ortsdurchfahrt Kogenbroich“ im Stadtteil Kogenbroich werden gemäß § 8 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG NW) in Verbindung mit der Satzung der Stadt über die Er-
hebung von Beiträgen nach § 8 KAG NW für straßenbauliche Maßnahmen Beiträge erhoben. 
Der Anteil der Beitragspflichtigen richtet sich nach § 3 Abs. 3 Nr. 2 der Satzung. 
 
 

(Bauverwaltungs- und Tiefbauamt, Herr Savoir, 02451 - 629 229) 
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Verwaltung 
25.05.2018 
1271/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 14.06.2018 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Parkzeitregelung im Parkhaus hinter dem Rathaus 
 
Sachverhalt: 
  
Auf Antrag der CDU-Fraktion vom 20.01.2018 hat sich der Ausschuss für Stadtentwicklung 
und Wirtschaftsförderung zuletzt in der Sitzung am 01.02.2018 mit der Parkzeitregelung im 
Parkhaus hinter dem Rathaus befasst. Nach der Sanierung des Parkhauses ist hier die zeitliche 
Befristung der Parkzeit weggefallen. Die Gründe hierfür wurden von der Verwaltung in der 
Sitzungsvorlage dargelegt. 
 
Der Ausschuss fasste in dieser Sitzung folgende Beschlüsse: 
 

1. Die Verwaltung möge ermitteln, wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt-
verwaltung einen entgeltlichen Parkplatz im Parkhaus hinter dem Rathaus benötigen. 

 
2. Anhand der sich aus Nr. 1 ergebenden Bedarfe soll festgestellt werden, wie viele von 

den oberen Etagen des Parkhauses benötigt werden, um diesen Mitarbeitern einen 
Parkplatz zu gewährleisten. 

 
3. Die Verwaltung soll vorschlagen, wie diese Flächen zur Nutzung für die Mitarbeiter ab-

gesichert werden und was diese Sicherung kosten würde. 
 

4. Die Verwaltung möge bitte Ihre Ergebnisse spätestens in der STEWI-Sitzung am 
26.04.2018 vortragen, damit dann in der Ratssitzung im Mai 2018 hierüber beschlos-
sen werden kann. 

 
Daraufhin wurde unter allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Rathauses und der an-
grenzenden Stadtbücherei eine Umfrage mit folgenden Fragestellungen durchgeführt: 
 

1. Kommen Sie regelmäßig selbst mit einem PKW zum Dienst und benötigen Sie somit 
regelmäßig einen PKW-Stellplatz? 
 

2. Falls Sie Frage 1 mit „Ja“ beantwortet haben, setzen Sie Ihren privateigenen PKW für 
Dienstfahrten ein? 
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3. Wären Sie bereit, gegen eine monatliche Zahlung von 20,- bis 30,- € einen reservierten 
Stellplatz im Parkhaus hinter dem Rathaus während der Dienstzeiten zu mieten?  

 
Die Fragen wurden von insgesamt 118 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern beantwortet. Hier-
von gaben 91 an, regelmäßig mit dem PKW zum Dienst zu kommen und somit regelmäßig 
einen Stellplatz zu benötigen. 50 Personen gaben an, ihren privateigenen PKW für Dienstfahr-
ten einzusetzen. Insgesamt 35 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erklärten ihre Bereitschaft, 
einen reservierten Stellplatz während der Dienstzeiten zu mieten. 
 
Von den 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ihr Privatfahrzeug für dienstliche Zwecke 
zur Verfügung stellen, sind 21 bereit, einen Stellplatz zu mieten. 29 sind hierzu nicht bereit. 
Andererseits wären 16 Personen bereit, einen Stellplatz zu mieten, die ihr Fahrzeug nicht für 
dienstliche Zwecke einsetzen. 
 
Darüber hinaus wurde bei der Erhebung festgestellt, dass bei weitem nicht nur Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Verwaltung das Parkhaus als Dauerparker nutzen, sondern auch sol-
che des Krankenhauses, die bereits weit vor Dienstbeginn der Verwaltung eine erhebliche 
Anzahl an Stellplätzen belegen. 
 
Wenn die zeitliche Beschränkung der Parkhausnutzung grundsätzlich wieder eingeführt wer-
den soll, so könnte eine Kompromisslösung unter Einbeziehung der hinlänglich dargestellten 
dienstlichen Belange der Verwaltung wie folgt aussehen: 
 

1. Die Parkzeitbeschränkung auf 1,5 Std. analog der Regelung für den Stadtkernbereich 
wird für das Parkhaus wieder eingeführt. 
 

2. Hiervon ausgenommen wird das Kellergeschoss mit 21 Parktaschen, die von der Ver-
waltung in Abstimmung mit dem Personalrat sowie der Gleichstellungsbeauftragten 
und der Schwerbehindertenvertretung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter re-
serviert werden, die ihr Fahrzeug regelmäßig und in gewisser Häufigkeit für dienstliche 
Zwecke einsetzen bzw. einen sonstigen dringenden Bedarf geltend machen (z. B. Feu-
erwehrangehörige, häufige Außendienste, Schwerbehinderung). 
 

3. Diese Regelung wird gleichermaßen für die Parkflächen im Umfeld des Rathauses und 
der Stadtbücherei angewendet. 

 
4. Die reservierten Flächen werden dem berechtigten Personenkreis während der 

Dienstzeiten ohne Erhebung einer Miete zur Verfügung gestellt. 
 
 
 
  
 

(Verwaltung, Herr Brunen, 02451 629-104) 



Verwaltung 
25.05.2018 
1271/2018 

Beiblatt zur Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 14.06.2018 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Parkzeitregelung im Parkhaus hinter dem Rathaus 
 
Nach der Beratung im Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung wurde der 
von der Verwaltung vorgeschlagenen Kompromisslösung zugestimmt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Parkzeitbeschränkung auf 1,5 Std. analog der Regelung für den Stadtkernbereich wird für 
das Parkhaus wieder eingeführt. 
 
Hiervon ausgenommen wird das Kellergeschoss mit 21 Parktaschen, die von der Verwaltung 
in Abstimmung mit dem Personalrat sowie der Gleichstellungsbeauftragten und der 
Schwerbehindertenvertretung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter reserviert werden, 
die ihr Fahrzeug regelmäßig und in gewisser Häufigkeit für dienstliche Zwecke einsetzen bzw. 
einen sonstigen dringenden Bedarf geltend machen (z. B. Feuerwehrangehörige, häufige 
Außendienste, Schwerbehinderung). 
Diese Regelung wird gleichermaßen für die Parkflächen im Umfeld des Rathauses (Bereich 
zwischen Parkhaus, Rathaus und Musikschule) und der Stadtbücherei angewendet. 
Die reservierten Flächen werden dem berechtigten Personenkreis während der Dienstzeiten 
ohne Erhebung einer Miete zur Verfügung gestellt. 
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Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau 
01.06.2018 
1264/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 14.06.2018 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
73. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Geilenkirchen: Fläche im Bereich nordöstlich 
des Flussviertels, südöstlich der Nikolaus-Becker-Straße/L 364 und westlich des Limitenweges: 
Erweiterung des Golfplatzes Loherhof - Verabschiedung des Entwurfs der 73. 
Flächennutzungsplanänderung zur erneuten Offenlage gemäß § 4 a Abs. 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) 
 
Sachverhalt: 
 

 
 
Am 28.02.2018 hatte der Rat der Stadt Geilenkirchen die 73. Flächennutzungsplanänderung 
beschlossen. Im Rahmen des daran anschließenden Verfahrens zur Genehmigung der Planän-
derung gem. § 6 Abs. 1 BauGB fiel auf, dass im Laufe des Verfahrens die Zweckbestimmung 
„Golf“ im Plangebiet in der Planzeichnung versehentlich entnommen wurde. 
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Aus den textlichen Unterlagen und aus der Bezeichnung der Planänderung gehe lt. Bezirksre-
gierung die Zweckbestimmung zwar hervor, aber um die Rechtmäßigkeit der späteren Planur-
kunde herbeiführen zu können, sei die Darstellung der Zweckbestimmung in der Planzeich-
nung erforderlich. 
 
Die Ergänzung des Plans macht eine erneute Offenlage und Trägerbeteiligung erforderlich. 
Allerdings kann im vorliegenden Fall das verkürzte Offenlage- und Beteiligungsverfahren nach 
§ 4 a Abs. 3 BauGB angewandt werden. In diesem Fall kann die Dauer der Auslegung und die 
Frist zur Stellungnahme angemessen verkürzt werden.  
Vorgeschlagen wird eine Fristverkürzung auf drei Wochen, u. a., um bei der weiteren Verfah-
rensabwicklung nicht in Terminnot zu kommen, zumal ja den Trägern öffentlicher Belange 
und auch der Öffentlichkeit bekannt gewesen sein dürfte, dass es inhaltlich um die Planung 
eines Golfplatzes ging, wenn auch in der Endfassung – anders als im Vorentwurf – das Wört-
chen „Golf“ in den Planzeichnungen fehlte. 
 
Die Planzeichnung mit Begründung und Umweltbericht erhalten die Fraktionsvorsitzenden in 
Papierform und werden darüber hinaus im Ratsinfosystem eingestellt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die 73. Flächennutzungsplanänderung wird in Form der Ergänzung zur erneuten Offenlage 
und zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 a Abs. 3 
BauGB beschlossen und die Frist in den Beteiligungsverfahren auf drei Wochen verkürzt. 
 
 
  

(Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau, Herr M. Jansen, 02451 - 629 208) 
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Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau 
01.06.2018 
1290/2018 

Anträge 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 14.06.2018 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Antrag der Stadtratsfraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bürgerliste Geilenkirchen und Für 
Geilenkirchen zur Erarbeitung eines Konzeptes "naturnahe und nachhaltige Stadtentwicklung 
als Erfolgskonzept", Natur- und Kultur-Erlebnispfad Geilenkirchen 
 
Mit dem per Mail am 30.05.2018 übersandten und als Anlage beigefügten Antrag der Stadt-
ratsfraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, BÜRGERLISTE Geilenkirchen und Für Geilenkirchen 
wird die Erarbeitung eines Konzeptes „naturnahe und nachhaltige Stadtentwicklung als Er-
folgskonzept“, Natur- und Kultur-Erlebnispfad Geilenkirchen beantragt. 
 
Der Ausschuss möge über den Antrag beraten und beschließen. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass freie Arbeitskapazitäten zur Konzepterstellung nicht 
gegeben sind, im Gegenteil, in erheblichem Umfang Arbeitsrückstände vorliegen. Dies gilt 
sowohl für den Bereich des Bauverwaltung- und Tiefbauamtes wie auch für den Bereich des 
Amtes für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung und Hochbau. 
 
 
Anlage:  
Antrag BÜNDNIS 90-DIE GRÜNEN, Bürgerliste Geilenkirchen und Für GK 
 

(Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau, Herr Heinen, 02451/629205) 

TOP Ö  10TOP Ö  10



T
O

P
 Ö

  1
0

T
O

P
 Ö

  1
0





Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau 
01.06.2018 
1290/2018 

Beiblatt zum Antrag 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 14.06.2018 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
 
Antrag der Stadtratsfraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Bürgerliste Geilenkirchen und Für 
Geilenkirchen zur Erarbeitung eines Konzeptes "naturnahe und nachhaltige Stadtentwicklung 
als Erfolgskonzept", Natur- und Kultur-Erlebnispfad Geilenkirchen 
 
Aufgrund der Beratung im Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung wurde 
der Beschlussvorschlag wie folgt geändert: 
 
Beschlussvorschlag: 

 

Die Idee zur Errichtung eines Natur- und Kultur-Erlebnispfades wird grundsätzlich 
befürwortet. Die Verwaltung wird ermächtigt, die Projektgruppe bei der weiteren Planung zu 
unterstützen, soweit es von der Verwaltung leistbar ist. 
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Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau 
25.05.2018 
1270/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 14.06.2018 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 42 der Stadt Geilenkirchen (Gewer-
begebiet Fürthenrode) hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen und der teilweisen Be-
bauung einer als Parkplatz festgesetzten Fläche 
 
Sachverhalt: 
  
Im Gewerbegebiet Fürthenrode ist bereits seit 28 Jahren die Firma CSB-System AG ansässig. 
Das Unternehmen ist der führende Branchenspezialist für die Prozessindustrien Nahrungsmit-
tel, Getränke, Chemie, Pharma und Kosmetik sowie den Handel. Mit Software, Hardware, Ser-
vices und Business Consulting aus einer Hand optimiert das Unternehmen die Geschäftspro-
zesse der Kunden und sorgt mit Komplettlösung für entscheidende Wettbewerbsvorteile. Am 
Standort Geilenkirchen sind zurzeit ca. 380 Beschäftigte tätig.  
 
Die in Pavillonbauweise als miteinander verbundene Oktogone errichteten Betriebsgebäude 
wurden mit der stetigen Entwicklung des Unternehmens einhergehend sukzessive erweitert. 
Aufgrund der angespannten Raumsituation in den Bestandsgebäuden liegt aktuell ein Bauan-
trag für eine erneute Betriebserweiterung vor. Die Betriebserweiterung muss in räumlichem 
Zusammenhang mit den Bestandsgebäuden erfolgen, damit reibungslose Arbeitsabläufe ge-
währleistet sind. Um das Vorhaben verwirklichen zu können, ist es für Teilbereiche erforder-
lich, eine Befreiung wegen der Überschreitung der im Bebauungsplan festgesetzten Baugren-
zen und Nutzung -hier Parkplatz- zu erteilen.  
 
1. Prüfungsmaßstab 
 
Das Vorhaben befindet sich innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 42 der 
Stadt Geilenkirchen (Gewerbegebiet Fürthenrode). Für den Bereich, in dem die neuen Pavil-
lons gebaut werden sollen, werden die festgesetzten Baugrenzen in nördlicher Richtung um 
ca. 2,00 m, in westlicher Richtung um ca. 24,50 m überschritten, wobei ca. 13,50 m der Über-
schreitung auf die als Parkplatz festgesetzte Fläche fällt und die Hälfte dieser Fläche überbaut 
bzw. nicht mehr als Parkplatz genutzt werden soll. 
 
Gem. § 31 Abs. 2 BauGB kann jedoch von Festsetzungen des Bebauungsplanes befreit wer-
den, wenn: 
 
- die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, 
- die Abweichung städtebaulich vertretbar ist 
- und auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen ver-

einbar ist. 
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1.1 Grundzüge der Planung nicht berührt 
 
Das planerische Grundkonzept ergibt sich aus den Festsetzungen im Bebauungsplan und der 
Begründung zum Bebauungsplan. Demnach sollte Ende der 70er Jahre durch die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 42 für das im Flächennutzungsplan dargestellte Gewerbegebiet zwi-
schen den Ortslagen Rischden und Niederheid an den Straßen „B 221“ und „Am Forsthaus“ 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung gesichert werden.  
 
Der betreffende Bereich des Bebauungsplangebietes wird durch die Straßen „An Fürthenro-
de“ und „Am Forsthaus“ umschlossen. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind hier durch 
Baugrenzen festgesetzt. Bei der Festsetzung der Baugrenzen wurde dem Umstand Rechnung 
getragen, dass am westlichen Rand des vorgenannten Bereiches eine Teilfläche in einer Breite 
von 25,00 m als Parkplatz festgesetzt ist.  
 
Die als Parkplatz festgesetzte Teilfläche steht ebenso im Eigentum der CSB-System AG wie der 
überwiegende restliche Teil des vorgenannten Bereiches. In der mit den Bauantragsunterla-
gen eingereichten Stellplatzbilanz wird nachgewiesen, dass auch bei einer Inanspruchnahme 
der Hälfte der als Parkplatz festgesetzten Fläche -sogar über den errechneten Bedarf hinaus- 
ausreichend Stellplätze auf dem Gelände der CSB-System AG zur Verfügung stehen, die Inan-
spruchnahme somit kompensiert wird. Der neu angelegte Parkplatz auf dem Gelände des 
CSB-Rechenzentrums (Ecke Richtweg/Am Forsthaus/Friedrich-Krupp-Straße) mit 115 zusätzli-
chen Stellplätzen trägt hierzu maßgeblich bei. Die Grundzüge der Planung wären daher nicht 
berührt. 
 
1.2 Städtebauliche Vertretbarkeit 
 
Städtebaulich vertretbar ist die Befreiung, da keine Beeinträchtigung städtebaulicher Belange 
vorläge. 
 
1.3 Unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar 
 
Eine Beeinträchtigung nachbarlicher Interessen ist nicht erkennbar. Die bauordnungsrechtlich 
vorgeschriebenen Abstandsflächen werden durch eine entsprechende Baulast zur Anbauver-
pflichtung geregelt. 
 
2. Ergebnis 
 
Die Voraussetzungen zur Erteilung der beantragten Befreiung liegen vor.      
 
Beschlussvorschlag: 
  
Die Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 42 der Stadt Geilenkirchen 
(Gewerbegebiet Fürthenrode) hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen und der teil-
weisen Bebauung einer als Parkplatz festgesetzten Fläche wird antragsgemäß erteilt. 
 
Anlagen: 
  

- Auszug aus der Grundkarte 
- Luftbild 
- Bebauungsplan Nr. 42 
- Lageplan mit Darstellung der Überschreitung der Baugrenzen 

 
 

 (Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau, Herr Heinen, 02451/629205) 
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Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau 
01.06.2018 
1261/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Entscheidung 14.06.2018 

 
 
Beratung und Verabschiedung einer Stellungnahme zur Änderung des Landesentwicklungsplans 
 
Sachverhalt: 
 
1. Bestehender LEP und Änderungsverfahren 
 
Der Landesentwicklungsplan (LEP NRW) ist eine pflichtige Planung auf Landesebene. Er ent-
hält Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Gesamtentwicklung des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Der Plan wird von der Landesregierung mit Zustimmung des Landtags als 
Rechtsverordnung beschlossen und ist auf einen Zeitraum von 15 Jahren ausgelegt. Verbind-
lichkeit entfaltet der LEP gegenüber den nachfolgenden Planungsebenen und bei raumbe-
deutsamen Einzelentscheidungen. Damit ist der LEP zu beachten in der Regionalplanung, Bau-
leitplanung (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan), Fachplanung (Landschaftsplanung, 
Braunkohlenplanung) und bei raumbedeutsamen Planfeststellungsbescheiden. 
 
Der bestehende Landesentwicklungsplan wurde in den Jahren 2013 bis 2017 in einem mehr-
stufigen Verfahren unter Beteiligung der Öffentlichkeit, der Verbände und der Landesministe-
rien erarbeitet, der gemäß Landesverfassung am 08.02.2017 in Kraft getreten ist. Per Gesetz 
sind die Kommunen aufgerufen und berechtigt, ihre örtlichen konkreten Belange vorzubrin-
gen, damit die Gegebenheiten und Erfordernisse vor Ort im LEP berücksichtigt werden. Dieses 
Planungsvorgehen, bei dem sich die Interessen des Landes und die der örtlichen Ebene be-
gegnen, bezeichnet das Gesetz als Gegenstromprinzip.  
Ohne seine ausgleichende Anwendung kann ein Landesentwicklungsplan unter Beachtung der 
kommunalen Selbstverwaltungsgarantie nicht zustande kommen. Somit hatte bereits inner-
halb des Verfahrens  zum geltenden LEP auch der Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirt-
schaftsförderung über den Plan beraten und eine Stellungnahme zum damaligen Entwurf ver-
abschiedet (siehe Vorlage 940/2013). 
 
Aufgrund der veränderten politischen Zielsetzungen der Landesregierung hat sie am 
17.04.2018 die Änderung dieses LEP gebilligt und ein erneutes Beteiligungsverfahren be-
schlossen. In diesem Beteiligungsverfahren werden die Öffentlichkeit und die in ihren Belan-
gen berührten öffentlichen Stellen gem. § 9 Abs. 1 ROG beteiligt.  
 
Die Stadt Geilenkirchen hat bis zum 15.07.2018 Gelegenheit, zum Entwurf der LEP-Änderung 
Stellung zu nehmen. Nach § 7 Abs. 1 der Zuständigkeitsordnung beschließt der Ausschuss für 
Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung auf dem Gebiet der Raumordnung, Landes- und 
Fachplanung Stellungnahmen und Empfehlungen der Stadt bei der Aufstellung, Änderung und 
Aufhebung von Landes- und Gebietsentwicklungsplänen. 
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Die entsprechenden Verfahrensunterlagen zur LEP-Änderung wurden vorab den Fraktionsvor-
sitzenden in Papierform zugestellt. Darüber hinaus sind sie auch im Ratsinfoportal abrufbar. 
 
2. Inhalt der Planänderung 
 
Inhaltlich spiegelt die Änderung des LEP die politische Absicht der neuen Landesregierung 
wider, in ländlichen Regionen und Ballungsräumen gleichwertige Entwicklungschancen zu 
gewährleisten. Zu diesem Zweck ist vorgesehen, den Kommunen mehr Flexibilität und Ent-
scheidungskompetenzen bei der Flächenausweisung zu geben und bedarfsgerecht neue 
Wohngebiete und Wirtschaftsflächen auch in Orten mit weniger als 2.000 Einwohnern festzu-
legen. Mit diesen Änderungen sollen Anreize zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
und für den Erhalt von Wertschöpfungsketten geschaffen werden. Dies wird auf nachgeord-
neten Planungsebenen voraussichtlich zu konkret beschreibbaren nachteiligen Auswirkungen 
für einzelne Umweltschutzgüter führen (z. B. durch Flächeninanspruchnahme). Dazu sind auf 
diesen Planungsebenen dann eigene konkretere Umweltprüfungen durchzuführen. 
 
- Kleinere Ortsteile im regionalplanerisch festgelegten Freiraum 
 
Ein neues Ziel 2-4 ermöglicht den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum gelegenen 
Ortsteilen unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Landschaftsentwicklung und des Er-
halts der landwirtschaftlichen Nutzfläche eine bedarfsgerechte, an die vorhandene Infra-
struktur angepasste Siedlungsentwicklung. Darüber hinaus ist die bedarfsgerechte Entwick-
lung eines solchen Ortsteils zu einem Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) möglich, wenn ein 
hinreichend vielfältiges Infrastrukturangebot zur Grundversorgung sichergestellt wird. 
 
Wörtlich heißt es hierzu im Änderungsentwurf „Bedarfsgerecht bedeutet hierbei zum einen, 
bezogen auf den Ortsteil, regelmäßig, dass der natürlichen Bevölkerungsentwicklung im Orts-
teil abnehmenden Belegungsdichten von Wohnungen, steigenden Wohnflächenansprüchen 
der Einwohner oder Sanierungs- oder Umstrukturierungsmaßnahmen im Baubestand, z. B. zur 
Beseitigung städtebaulicher Missstände, durch die Ausweisung zusätzlicher Wohnbauflächen 
Rechnung getragen werden kann. Hierzu sind auch Angebotsplanungen von Bauflächen und 
Baugebieten für einen mittel- bis langfristigen Planungshorizont möglich. Darüber hinaus ist 
diesen Ortsteilen eine städtebauliche Abrundung oder Ergänzung von Wohnbauflächen im 
Rahmen der Tragfähigkeit der vorhandenen Infrastruktur möglich.“ 
 
Für gemeindliche Steuerung und zur schlüssigen Begründung der oben beschriebenen Orts-
teilentwicklungen kann ein gesamtgemeindliches Konzept mit einer Analyse der in den Orts-
teilen vorhandenen Infrastruktur, den noch freien Kapazitäten und den sich daraus unter Be-
rücksichtigung des bestehenden Siedlungsflächenbedarfs ergebenen städtebaulichen Ent-
wicklungspotenzialen sinnvoll sein.  
 
Ein solches gesamtgemeindliches Konzept wurde durch den Rat am 31.05.2017 (Vorlage 
0891/2016) mit dem „Strategiepapier – Baulandentwicklung“ verabschiedet. 
 
- Inanspruchnahme von Standorten für landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 
 
Unter Ziel 6.4-1 ist der Standort Geilenkirchen-Lindern als Standort für landesbedeutsame 
flächenintensive Großvorhaben nach wie vor festgelegt. Allerdings gilt ein industriell gepräg-
tes Vorhaben zukünftig bereits schon mit einem Flächenbedarf von 50 ha (bisher 80 ha) als 
von besonderer Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung des Landes. 
 
 
 
 



3 

- Windenergie 
 
Zusätzlich zu den bekannten Änderungen (u. a. Streichung von Flächenkulissen für den Wind-
energieausbau; dies bedeutet keine Mindestflächengrößen; z. B. wie im alten LEP vorgesehen 
14.500 ha) ist ein weiterer Grundsatz 10.2-3 vorgesehen, wonach bei der planerischen Steue-
rung von Windenergieanlagen in Regionalplänen und in kommunalen Flächennutzungsplänen 
zu allgemeinen Siedlungsbereichen und zu Wohnbauflächen ein planerischer Vorsorgeab-
stand eingehalten werden soll, der den örtlichen Verhältnissen nach angemessen ist. Zusätz-
lich wird im Wortlaut des Grundsatzes selbst festgelegt: „Hierbei ist ein Abstand von 1.500 m 
zu allgemeinen und reinen Wohngebieten vorzusehen. Dies gilt nicht für den Ersatz von Altan-
lagen (Repowering)“.  
 
3. Betrachtung des LEP-Änderungsentwurfs aus kommunaler Sicht 
 
3.1 Bewertung des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen (StGB NRW) 
 
Der StGB NRW vertritt die Anliegen der kleineren und mittleren Städte und Gemeinden u. a. 
bei der Gesetzgebung in Nordrhein-Westfalen. Mit Schnellbrief 128/2018, der dieser Vorlage 
als Anlage beigefügt ist, gibt der Nordrhein-Westfälische Städte- und Gemeindebund eine 
erste Bewertung des Entwurfs der geplanten Änderung des LEP ab, auf die verwiesen wird. 
 
3.2 Bewertung der Stadt Geilenkirchen 

 
Die Änderungen des LEP entsprechen im Großen und Ganzen den im Beteiligungsverfahren 
zum bestehenden LEP vorgetragenen Forderungen des Städte- und Gemeindebundes, denen 
sich die Stadt Geilenkirchen angeschlossen hatte. Aus Sicht der Verwaltung könnte der neue 
LEP tatsächlich mehr kommunale Flexibilität, Entscheidungskompetenz bei der Flächenaus-
weisung und damit verbunden größere Entwicklungschancen bieten. Zu dieser Einschätzung 
kommt auch die Bewertung des Städte- und Gemeindebundes, die allerdings noch keine ab-
schließende Stellungnahme darstellt. Da sich die Bewertung der Stadt Geilenkirchen mit der 
des kommunalen Spitzenverbandes deckt, sollte die Stadt Geilenkirchen zum Entwurf der 
Änderung des geltenden Landesentwicklungsplans NRW sich der noch vorzulegenden Stel-
lungnahme des Städte- und Gemeindebundes anschließen.  
 
Beschluss: 
 
Die Stadt Geilenkirchen folgt der Bewertung des Städte- und Gemeindebundes NRW vom 
22.05.2018, die in der Anlage der Vorlage beigefügt wird. Es wird beschlossen, auch der ange-
kündigten Stellungnahme des Nordrhein-Westfälischen Städte- und Gemeindebundes zu fol-
gen und zum Änderungsentwurf des LEP fristgerecht entsprechend Stellung zu nehmen.  
  
 
 
Anlage/n:  
Bewertung StGdB 
Geplante Änderung des LEP NRW (Entwurf - Stand 17.04.2018) 
Umweltbericht des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation,Digitalisierung und Energie des 
Landes NRW zur Änderung des LEP NRW 
 
 

(Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau, Herr M. Jansen, 02451 - 629 208) 



Amt für Stadtplanung, Umwelt, Bauordnung, Hochbau 
01.06.2018 
1261/2018 

Beiblatt zur Vorlage 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung 

Vorberatung 14.06.2018 
 

Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.07.2018 
 
Beratung und Verabschiedung einer Stellungnahme zur Änderung des Landesentwicklungsplans 
 
In der letzten Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung am 
14.06.2018 wurde zu diesem Tagesordnungspunkt der Beschlussvorschlag unterbreitet, be-
züglich einer Stellungnahme zum LEP-Änderungsverfahren der angekündigten Stellungnahme 
des nordrhein-westfälischen Städte- und Gemeindebundes zu folgen.  
Zum Zeitpunkt der Zustellung der Ratseinladung, liegt der Verwaltung die angekündigte Stel-
lungnahme noch nicht vor. Sollte Sie vor der Ratssitzung noch eingehen, wird die Stellung-
nahme den Stadtverordneten umgehend nachgereicht, so dass man dem unten aufgeführten 
Beschlussvorschlag folgen könnte. 
Sollte die erwähnte Stellungnahme zum Sitzungstermin nicht vorliegen, könnte man von der 
Abgabe einer Stellungnahme auch absehen, da ja grundsätzliche Bedenken seitens der Stadt 
Geilenkirchen gegen das LEP-Änderungsverfahren nicht erhoben werden. 
 
Im Rahmen der Beratung zu diesem Tagesordnungspunkt wurde darüber hinaus die Frage 
nach der Festlegung von Lärmschutzzonen aufgeworfen. 
 
Unter Punkt 8.1 – 7 (des noch geltenden LEP) ist das Ziel Schutz vor Fluglärm im Landesent-
wicklungsplan festgesetzt. Demnach ist die Bevölkerung vor negativen Umweltauswirkungen 
des Flugverkehrs, insbesondere Fluglärm zu schützen. Aus diesem Grund ist in den Regio-
nalplänen im Umfeld der landesbedeutsamen Flughäfen eine erweiterte Lärmschutzzone 
festzulegen. Zu diesen landesbedeutsamen Flughäfen gehört auch der Flugplatz Geilenkir-
chen-Teveren des Nato E-3A-Verbandes Geilenkirchen-Teveren.  
Im vorliegenden LEP-Änderungsverfahren soll dieses Ziel nicht geändert werden. Vielmehr soll 
es zu einer redaktionellen Anpassung kommen, da man in Zukunft bei den zivilen Flughäfen in 
Nordrhein-Westfalen nicht mehr zwischen landesbedeutsamen und regionalbedeutsamen 
Flughäfen unterscheidet. 
 
Die für Geilenkirchen relevanten Lärmschutzzonen sind nach der bestehenden und auch der 
zukünftigen Fassung des LEP erst im Regionalplan festzulegen. Konkrete Schutzzonen liegen 
der Verwaltung noch nicht zur Beurteilung vor. 
Beim genannten Regionalplan handelt es sich um einen eigenständigen Raumordnungsplan 
nach § 13 ROG. Mit der Einleitung eines Verfahrens zur Neuaufstellung des Regionalplanes 
kann in 2019 gerechnet werden. Auch hier wird es eine Beteiligung der Kommunen geben, die 
Stadt Geilenkirchen zur Stellungnahme aufgefordert und der Ausschuss bzw. der Rat zur Ab-
gabe einer Stellungnahme beteiligt. 
 

Beschlussvorschlag: 

 

Der angekündigten Stellungnahme des Nordrhein-Westfälischen Städte- und Gemeindebun-
des  wird unter zusätzlicher Berücksichtigung der Lärmschutzzonen gefolgt.  
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Bauverwaltungs- und Tiefbauamt 
19.06.2018 
1297/2018 

Vorlage 
 
 
 

Beratungsfolge Zuständigkeit Termin 

Rat der Stadt Geilenkirchen Kenntnisnahme 04.07.2018 
 
 
Bericht über das Ergebnis der Einwohnerversammlung vom 06.06.2018 und Verabschiedung 
des Bauentwurfs im Rahmen der Kanal- und Straßenbaumaßnahmen im westlichen Teil der 
Fliegerhorstsiedlung in Teveren 
 
Sachverhalt: 
Die vom Stadtrat am 16.05.2018 beschlossene Einwohnerversammlung wurde am 06.06.2018 
durchgeführt. Den Versammlungsteilnehmern wurde dabei der im Umwelt- und Bauaus-
schuss am 24.04.2018 beratene Bauvorentwurf vorgestellt. Des Weiteren wurde die erforder-
liche Erhebung der KAG-Beiträge erläutert. 
 
Mit den Einwohnern besteht im Ergebnis insgesamt Einvernehmen zu den Planentwürfen zum 
Kanal- und Straßenbau. 
 
Die Niederschrift zur Einwohnerversammlung sowie die Vortragspräsentationen sind dieser 
Sitzungsvorlage als Anlagen beigefügt. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Rat der Stadt nimmt die Unterrichtung über das Ergebnis der Einwohnerversammlung 
entgegen. 
 
Der Stadtrat beschließt die Verabschiedung des Kanal- und Straßenbauentwurfs in der vom 
Umwelt- und Bauausschuss beratenen Fassung vom 24.04.2018. 
 
Die Verwaltung wird mit der Vorbereitung der Maßnahmenausführung in 2018 beauftragt.  
 
 
Anlagen: 
Niederschrift über die EWO-Versammlung am 06.06.2018 
PPP Entwurfsvorstellung 
PPP KAG-Beiträge  
 

 (Bauverwaltungs- und Tiefbauamt, Herr Savoir, 02451 - 629 229) 
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